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BFH – Anhängige Verfahren 
 

 
 

 
 

 

AO § 110 Abs 1: 
Wiedereinsetzung, Verschulden, Sorgfaltspflicht, E-Mail, Einspruchsfrist, Steuerbera-
ter  

Bundesfinanzhof Az: VI R 2/23  
Ist die Anforderung einer Lesebestätigung bei Einlegung eines Einspruchs per E-Mail für 
die Gewährung der Wiedereinsetzung in die versäumte Einspruchsfrist notwendig, weil 
nur in diesem Fall der absendende Steuerberater seinen Kontrollpflichten in ausreichen-
dem Maße nachkommt und die Frist ohne Verschulden versäumt hat (vergleichbare Sorg-
faltspflichten wie nach der BGH-Rechtsprechung zum E-Mailverkehr zwischen Anwäl-
ten)? 

 
 
 

 

BewG § 179: 
Grundbesitz, Bewertung, Ertragswertverfahren, Mindestwert  

Bundesfinanzhof Az: II R 3/23  
Indiziert eine baurechtlich legale tatsächliche Bebauung eines Grundstücks, welche hin-
sichtlich des Maßes der baulichen Nutzung über dasjenige des Bodenrichtwertgrund-
stücks hinausgeht, die mögliche bauliche Nutzung in der Weise, dass eine Ableitung des 
Bodenwertes aus dem Bodenrichtwert, mittels der durch den Gutachterausschuss veröf-
fentlichten Umrechnungskoeffizienten (Erhöhung des Bodenrichtwertes), im Regelbewer-
tungsverfahren regelmäßig geboten ist? 

 
 
 

 

BewG § 97: 
Schenkung, Kommanditanteil, Betriebsvermögen  

Bundesfinanzhof Az: II R 51/22  
Ist der im Wege einer Schenkung erworbene Anteil an einem Kommanditanteil als Ver-
waltungsvermögen i.S. des § 13b Abs. 2 Nr. 3 in der am 30.06.2016 geltenden Fassung 
des Erbschaftsteuergesetzes zu qualifizieren‚ weil die Kommanditgesellschaft als Kom-
plementärin an einer Kommanditgesellschaft auf Aktien beteiligt ist, deren Betriebsver-
mögen aus Verwaltungsvermögen besteht? 
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BewG § 97: 
Schenkung, Kommanditanteil, Betriebsvermögen  

Bundesfinanzhof Az: II R 52/22  
Ist der im Wege einer Schenkung erworbene Anteil an einem Kommanditanteil als Ver-
waltungsvermögen i.S. des § 13b Abs. 2 Nr. 3 in der am 30.06.2016 geltenden Fassung 
des Erbschaftsteuergesetzes zu qualifizieren‚ weil die Kommanditgesellschaft als Kom-
plementärin an einer Kommanditgesellschaft auf Aktien beteiligt ist, deren Betriebsver-
mögen aus Verwaltungsvermögen besteht? 

 
 
 

 

BewG § 97: 
Schenkung, Kommanditanteil, Betriebsvermögen  

Bundesfinanzhof Az: II R 53/22  
Ist der im Wege einer Schenkung erworbene Anteil an einem Kommanditanteil als Ver-
waltungsvermögen i.S. des § 13b Abs. 2 Nr. 3 in der am 30.06.2016 geltenden Fassung 
des Erbschaftsteuergesetzes zu qualifizieren‚ weil die Kommanditgesellschaft als Kom-
plementärin an einer Kommanditgesellschaft auf Aktien beteiligt ist, deren Betriebsver-
mögen aus Verwaltungsvermögen besteht? 

 
 
 

 

BewG § 97: 
Schenkung, Kommanditanteil, Betriebsvermögen  

Bundesfinanzhof Az: II R 54/22  
Ist der im Wege einer Schenkung erworbene Anteil an einem Kommanditanteil als Ver-
waltungsvermögen i.S. des § 13b Abs. 2 Nr. 3 in der am 30.06.2016 geltenden Fassung 
des Erbschaftsteuergesetzes zu qualifizieren‚ weil die Kommanditgesellschaft als Kom-
plementärin an einer Kommanditgesellschaft auf Aktien beteiligt ist, deren Betriebsver-
mögen aus Verwaltungsvermögen besteht? 

 
 
 

 

BewG § 97: 
Schenkung, Kommanditanteil, Betriebsvermögen  

Bundesfinanzhof Az: II R 55/22  
Ist der im Wege einer Schenkung erworbene Anteil an einem Kommanditanteil als Ver-
waltungsvermögen i.S. des § 13b Abs. 2 Nr. 3 in der am 30.06.2016 geltenden Fassung 
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des Erbschaftsteuergesetzes zu qualifizieren‚ weil die Kommanditgesellschaft als Kom-
plementärin an einer Kommanditgesellschaft auf Aktien beteiligt ist, deren Betriebsver-
mögen aus Verwaltungsvermögen besteht? 

 
 
 

 

EnergieStG § 23: 
Energiesteuer, Energieerzeugnis, Einreihung, Steuerbefreiung, Erlaubnis  

Bundesfinanzhof Az: VII R 37/22  
Energiesteuerrechtliche Behandlung von Restgasen der chemischen Industrie:1. Sind die 
in einem Herstellungsverfahren anfallenden Restgase als Energieerzeugnisse zu versteu-
ern, wenn diese unmittelbar innerhalb derselben Herstellungsverfahren wieder zur (zu-
sätzlichen) Unterfeuerung verwendet werden?2. Handelt es sich bei diesen Restgasen um 
Energieerzeugnisse und kann hier zwischen energiearmen sowie energiereichen Energie-
erzeugnissen unterschieden werden und eine entsprechende Einreihung in die KN Pos 
2705 bzw. 3825 vorgenommen werden?3. Kann für die Restgase (sofern es sich um Ener-
gieerzeugnisse handelt) eine Steuerbefreiung nach § 26 EnergieStG bzw. § 28 EnergieStG 
greifen und dürfte hier ein Erlaubnisvorbehalt zur Versagung der Befreiung führen? 

 
 
 

 

EnergieStG § 57 Abs 1: 
Energiesteuer, Steuerentlastung, Land- und forstwirtschaftlicher Betrieb  

Bundesfinanzhof Az: VII R 11/23  
Energiesteuerentlastung für die Land- und Forstwirtschaft:Liegt bei der Gewinnung von 
Biogas und damit verbundenen Transportfahrten eine entlastungsfähige Verwendung im 
Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes vor? 

 
 
 

 

ErbStG § 2 Abs 1 Nr 1 S 1: 
Aufenthalt, Ausland, Deutscher Staatsangehöriger, erweiterte unbeschränkte Steuer-
pflicht, Freizügigkeit, Gleichheit, Kapitalverkehrsfreiheit, persönliche Steuerpflicht, 
Schenkungsteuer, Schweiz, Steuergerechtigkeit, Verfassung  

Bundesverfassungsgericht Az: 1 BvR 325/23  
Erweiterte unbeschränkte Schenkungsteuerpflicht 
--Verfassungsbeschwerde-- 
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EStG § 15a Abs 3: 
Einlageminderung, Kommanditanteil, Unentgeltliche Übertragung, Kapitalkonto, 
Verlustausgleich  

Bundesfinanzhof Az: IV R 7/23  
Geht bei unentgeltlicher Übertragung eines Kommanditanteils mit positivem Kapital-
konto der Einlagenüberhang des Übertragenden auf dem Empfänger über mit der Folge, 
dass sich eine dem Empfänger zuzurechnende Einlageminderung um den Einlagenüber-
hang des Übertragenden vermindert oder ein dem Empfänger zuzurechnender Verlust in 
dieser Höhe ausgleichsfähig wird? 

 
 
 

 

EStG § 17 Abs 2: 
Ermittlung, Veräußerung, GmbH-Anteil, Entgeltlichkeit, Teilentgeltlichkeit, Strenge 
Trennungstheorie, Modifizierte Trennungstheorie  

Bundesfinanzhof Az: IX R 15/23  
Erfolgt die Ermittlung eines Veräußerungsgewinns bei teilentgeltlicher Übertragung von 
sich im Privatvermögen befindlichen GmbH-Anteilen nach § 17 EStG unter Anwendung 
der sog. strengen Trennungstheorie (Aufteilung in ein voll entgeltliches und ein voll un-
entgeltliches Geschäft) oder mittels der sog. modifizierten Trennungstheorie (einseitige 
Zuordnung des Buchwerts [im Streitfall entspricht dies den Anschaffungskosten] nur zum 
entgeltlichen Vorgang)? 

 
 
 

 

EStG § 20 Abs 1 Nr 7: 
Zinsen, Forderungsabtretung, Pflichtteilsverzicht, Zinssatz, Verfassungsmäßigkeit  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 6/23  
Kann auch im Falle einer Forderungsabtretung eines Gleichstellungsgeldes im Zusam-
menhang mit einem vor Eintritt des Erbfalls erklärten Pflichtteilsverzicht von einem un-
entgeltlichen Vorgang gesprochen werden mit der Folge, dass eine entgeltliche Kapital-
überlassung gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG nicht gegeben wäre? Ist der für die Aufteilung 
von gestundeten Kaufpreisraten in einen Tilgungs- und Zinsanteil gemäß § 12 Abs. 3 
BewG heranzuziehende Zinssatz von 5,5 % im Hinblick auf Art. 3 Abs. 1 GG verfas-
sungswidrig? 

 
 
 

 

EStG § 23 Abs 1 S 1 Nr 1 S 3: 
Privates Veräußerungsgeschäft, Selbstnutzung, Eigene Wohnzwecke, Angehörige  

Bundesfinanzhof Az: IX R 13/23  
Ist die alleinige und unentgeltliche Überlassung einer Eigentumswohnung an einen zivil-
rechtlich dem Grunde nach unterhaltsberechtigten Angehörigen (im Streitfall die Mutter 



 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 5 - 
 
 

der Klägerin bzw. die Schwiegermutter des Klägers) als Nutzung zu eigenen Wohnzwe-
cken im Sinne von § 23 Abs 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 3 EStG zuzuordnen, sodass der spätere 
Veräußerungsvorgang nicht als privates Veräußerungsgeschäft zu qualifizieren ist? 

 
 
 

 

EStG § 4 Abs 4: 
Konzern, Ausland, Zuschuss, Betriebliche Veranlassung, Immaterielles Wirtschafts-
gut, Entnahme  

Bundesfinanzhof Az: IV R 8/23  
Handelt es sich bei dem Markterschließungszuschuss an eine französische Tochtergesell-
schaft der Klägerin um sofort abzugsfähige Betriebsausgaben oder um Anschaffungskos-
ten eines über 15 Jahre abzuschreibenden immateriellen Wirtschaftsguts, oder ist von ei-
ner Entnahme auszugehen, da die Klägerin den Zuschuss nicht im eigenbetrieblichen In-
teresse, sondern im Interesse ihrer Unternehmensgruppe gewährt hat? 

 
 
 

 

EStG § 5a Abs 6: 
Tonnagebesteuerung, Schiff, Teilwert, Absetzung für Abnutzung, Bemessungsgrund-
lage, Wechsel der Gewinnermittlungsart  

Bundesfinanzhof Az: IV R 15/23  
Rückwechsel von der Tonnagebesteuerung zum Bestandsvergleich: Bemisst sich die wei-
tere AfA bis zum Ende der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Schiffs nach dem 
gemäß § 5a Abs. 6 EStG auf den Schluss des Wirtschaftsjahrs der letztmaligen Anwen-
dung der Tonnagebesteuerung anzusetzenden Teilwert, oder sind die --ggf. bereits bis auf 
den Schrottwert abgeschriebenen-- Anschaffungskosten des Schiffs weiter fortzuführen? 
Das zuvor unter den Aktenzeichen IV R 39/16 geführte Verfahren wird nach Beendigung 
der Verfahrensunterbrechung unter dem Aktenzeichen IV R 15/23 fortgeführt. 

 
 
 

 

EStG § 9 Abs 1 S 3 Nr 5 S 4: 
Doppelte Haushaltsführung, Unterkunft, Stellplatz, Höchstbetrag  

Bundesfinanzhof Az: VI R 4/23  
Gehören Stellplatzkosten im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung auch nach der ge-
setzlichen Neufassung des § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 EStG zu den sonstigen Mehraufwen-
dungen oder zu den auf 1000 Euro monatlich begrenzten Unterkunftskosten i.S. des § 9 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 4 EStG? 
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GewStG § 9 Nr 1 S 2: 
Gewerbesteuer, Betriebsaufspaltung, Gewerbliche Einkünfte, Vermögensverwaltung, 
Kürzung, Personelle Verflechtung  

Bundesfinanzhof Az: III R 13/23  
1. Liegt im streitgegenständlichen Fall eine umgekehrte Betriebsaufspaltung vor und geht 
mit ihr zwingend eine personelle Verflechtung einher? 
2. Kann bei einer umgekehrten Betriebsaufspaltung im Zusammenhang mit § 9 Nr. 1 Satz 
2 GewStG davon ausgegangen werden, dass das gewerbliche Gepräge der Tätigkeit der 
Betriebsgesellschaft auf die Besitzgesellschaft durchgreift, sodass die gewerblichen Ein-
künfte die bloße Vermögensverwaltung der Besitzgesellschaft überlagern und daher für 
die GewSt nur eine Kürzung des Gewinns nach § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG in Betracht 
kommt? 

 
 
 

 

GewStG § 9 Nr 2a: 
Gewerbesteuer, Schachtelprivileg, Anteilstausch  

Bundesfinanzhof Az: I R 9/23  
Gewerbesteuerrechtliches Schachtelprivileg des § 9 Nr. 2a GewStG auch bei unterjähri-
gem qualifiziertem Anteilstausch? 

 
 
 

 

GrEStG § 1 Abs 3 Nr 4: 
Österreich, Grunderwerbsteuer, Verschmelzung, Immobilienfonds  

Bundesfinanzhof Az: II R 8/23  
1. Ist Art. 5 Abs. 1 Buchst. e der Richtlinie 2008/7/EG des Rates vom 12.02.2008, wo-
nach die Mitgliedstaaten keinerlei indirekte Steuern auf Umstrukturierungen erheben, da-
hingehend auszulegen, dass er der Regelung eines Mitgliedsstaats entgegensteht, nach 
welcher der unmittelbare oder mittelbare Übergang von 95% der Anteile einer Gesell-
schaft auf einen anderen unter der weiteren Voraussetzung, dass zum Eigentum derjeni-
gen Gesellschaft, deren Anteile unmittelbar oder mittelbar übertragen werden, Grundstü-
cke gehören, und somit auch Fälle, bei denen das gesamte Gesellschaftsvermögen einer 
Kapitalgesellschaft in eine andere Kapitalgesellschaft gegen Gewährung von Anteilen der 
übernehmenden Gesellschaft eingebracht wird, einer Besteuerung unterliegen?Ist der 
Ausnahmetatbestand des Art. 6 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 2008/7/EG des Rates vom 
12.02.2008, wonach Mitgliedstaaten unbeschadet von Art. 5 Besitzwechselsteuern auf die 
Einbringung von in ihrem Hoheitsgebiet liegenden Liegenschaften Steuern erheben dür-
fen, dahingehend auszulegen, dass er die Erhebung der Grunderwerbsteuer nach § 1 Abs. 
3 Nr. 4 GrEStG in den zuvor beschriebenen Fällen zulässt? 
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KStG § 1 Abs 1 Nr 5: 
Beschränkte Steuerpflicht, Steuerbefreiung, Zweckvermögen, Wirtschaftliches Eigen-
tum, Kapitalverkehrsfreiheit  

Bundesfinanzhof Az: I R 23/23  
Keine KSt-Befreiung nach § 11 Abs. 1 Satz 2 InvStG für ein ausländisches Investment-
vermögen des Vertragstyps1. Kann ein ausländisches Investmentvermögen des Vertrags-
typs Zweckvermögen des privaten Rechts i. S. des § 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG sein, wenn das 
gesamte Vermögen der unmittelbaren Kapitalanlage für gemeinschaftliche Rechnung der 
Anleger dient, nach dem Grundsatz der Risikostreuung in Vermögensgegenstände i. S. 
des § 2 Abs. 4 InvG angelegt ist, die steuerliche Zurechnung der Anlagegüter nach § 39 
Abs. 2 Nr. 1 AO beim Investmentvermögen selbst erfolgt und die besondere Zweckbin-
dung dauerhaft ist?2. Ist die für ein Zweckvermögen des Privatrechts i.S. des § 1 Abs. 1 
Nr. 5 KStG erforderliche Dauerhaftigkeit der Zweckbindung gegeben, wenn die Möglich-
keit der Anteilsscheinrückgabe bis zum Ablauf der Vertragslaufzeit des Investmentver-
mögens des Vertragstyps (einschließlich etwaiger Verlängerungszeiten) ausgeschlossen 
ist, d.h. die Bindung über die gesamte Dauer des Investmentvermögens besteht? Gilt dies 
unabhängig davon, für welche Laufzeit das Investmentvermögen begründet wurde?3. Gilt 
die Steuerbefreiung nach § 11 Abs. 1 Satz 2 InvStG nicht für ausländische Investmentver-
mögen des Vertragstyps?4. Liegt in der Nichtanwendbarkeit der Steuerbefreiung des § 11 
Abs. 1 Satz 2 InvStG auf ausländische Investmentvermögen des Vertragstyps kein Ver-
stoß gegen die Kapitalverkehrsfreiheit, da es bereits an der objektiven Vergleichbarkeit 
von inländischen und ausländischen Investmentvermögen des Vertragstyps fehlt?5. Der 
EuGH hat mit Urteil L Fund vom 27.04.2023 - C-537/20 (EU:C:2023:339) über das Vor-
abentscheidungsersuchen vom 18.12.2019 - I R 33/17 entschieden. Der Rechtsstreit wird 
nun unter dem neuen Az. I R 23/23 (I R 33/17) fortgeführt. 

 
 
 

 

KStG § 8b Abs 3: 
Fremdwährungsverlust, Gesellschafterdarlehen, Hinzurechnung  

Bundesfinanzhof Az: I R 11/23  
Sind Fremdwährungsverluste aus Gesellschafterdarlehen an ausländische Tochtergesell-
schaften gemäß § 8b Abs. 3 Satz 4 bis 7 KStG 2002 i.d.F. des JStG 2008 dem Gewinn au-
ßerbilanziell hinzuzurechnen? 

 
 
 

 

KStG § 8b Abs 3 S 8: 
Körperschaftsteuer, Steuerbefreiung, Konfusionsgewinn  

Bundesfinanzhof Az: I R 10/23  
Keine Steuerbefreiung gemäß § 8b Abs. 3 Satz 8 KStG 2002 i.d.F. des JStG 2008 für 
Konfusionsgewinne? 
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UStG § 1 Abs 1 Nr 1: 
Umsatzsteuerpflicht, Entgelt, Pandemie, Beitrag  

Bundesfinanzhof Az: XI R 36/22  
Sind Beitragszahlungen an ein Fitnesscenter auch dann als umsatzsteuerpflichtige Ent-
gelte anzusehen, wenn das Fitnesscenter auf Grund einer vorübergehenden, pandemiebe-
dingten Schließung keine Nutzung seiner Räumlichkeiten anbieten kann? 

 
 
 

 

UStG § 12 Abs 2 Nr 11 S 1: 
Ermäßigter Steuersatz, Parkplatz, W-LAN, Fitnesseinrichtung, Beherbergungsleistun-
gen, Hotel, Aufteilungsgebot  

Bundesfinanzhof Az: XI R 14/23  
Unterliegt die Überlassung von Parkplätzen, W-LAN und Fitnesseinrichtungen an Hotel-
gäste dem ermäßigten Steuersatz für Beherbergungsleistungen (§ 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 
UStG) oder dem Regelsteuersatz, wenn hierüber keine gesonderten Vereinbarungen ge-
troffen wurden? Das Verfahren XI R 22/21 ruhte durch Beschluss vom 29.03.2022 bis zur 
Entscheidung des EuGH in dem Verfahren C-516-21. Das Verfahren wurde wieder aufge-
nommen. 

 
 
 

 

UStG § 12 Abs 2 Nr 11: 
Ermäßigter Steuersatz, Beherbergung, Verpflegung, Parkplatz, Nebenleistung  

Bundesfinanzhof Az: XI R 11/23  
Umsatzsteuerrechtliche Behandlung von Frühstücksleistungen und Parkplatzgestellung 
bei einer Hotelübernachtung:Handelt es sich bei Frühstücksleistungen um unselbständige 
Nebenleistungen zur Übernachtungsleistung, die dem ermäßigten Steuersatz unterliegen, 
oder fallen diese Leistungen unter das Aufteilungsgebot des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 
UStG und sind mit dem Regelsteuersatz zu besteuern?Dient die Einräumung von Park-
möglichkeiten der Vermietung, so dass ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der 
Übernachtung und der Parkplatzgestellung besteht und diese dem ermäßigten Steuersatz 
unterliegt?Das Verfahren ruhte gemäß Beschluss vom 22.03.2022 bis zur Entscheidung 
des EuGH in dem Verfahren C-516/21. Das Verfahren wird wieder aufgenommen. 
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UStG § 12 Abs 2 Nr 11: 
Ermäßigter Steuersatz, Beherbergung, Verpflegung, Nebenleistung  

Bundesfinanzhof Az: XI R 13/23  
Umsatzsteuerrechtliche Behandlung von Frühstücksleistungen im Rahmen eines Pauscha-
langebotes einer Fremdenpension:Entspricht das in § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG ange-
ordnete Aufteilungsverbot, wonach Verpflegungsleistungen nicht unmittelbar der Ver-
mietung dienen und deshalb nicht ermäßigt besteuert werden, auch nach dem Ergehen des 
EuGH-Urteils Stadion Amsterdam vom 18.01.2018 - C-463/16 (EU:C:2018:22) noch 
Unionsrecht?Das Verfahren ruhte durch Beschluss vom 17.03.2022 bis zur Entscheidung 
des EuGH in dem Verfahren C-516/21. Das Verfahren wurde wieder aufgenommen. 

 
 
 

 

UStG § 12 Abs 2 Nr 11: 
Ermäßigter Steuersatz, Beherbergung, Verpflegung, Nebenleistung, Gemeinnützig-
keit, Zweckbetrieb  

Bundesfinanzhof Az: XI R 12/23  
Umsatzsteuerrechtliche Behandlung von Verpflegungsleistungen durch einen gemeinnüt-
zigen Verein:Ist das in § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG angeordnete Aufteilungsgebot, 
wonach Verpflegungsleistungen nicht unmittelbar der Vermietung dienen und deshalb 
nicht ermäßigt besteuert werden, nach Ergehen des EuGH-Urteils Stadion Amsterdam 
vom 18.01.2018 - C-463/16 (EU:C:2018:22) unionsrechtswidrig?Das Verfahren XI R 
35/20 war durch Beschluss vom 29.03.2022 bis zur Entscheidung des EuGH in dem Ver-
fahren C-516/21 ausgesetzt. Das Verfahren wurde wieder aufgenommen. 

 
 
 

 

UStG § 4 Nr 12 S 1 Buchst a: 
Betriebsvorrichtung, Stallgebäude, Verpachtung, Steuerfreier Umsatz, Nebenleistung  

Bundesfinanzhof Az: V R 7/23  
Ist die Überlassung von Betriebsvorrichtungen im Zusammenhang mit der nach § 4 Nr. 
12 Satz 1 Buchst. a UStG steuerfreien Verpachtung von Stallgebäuden umsatzsteuer-
pflichtig? 
Das Verfahren V R 22/20 war durch Beschluss vom 26.05.2021 bis zur Entscheidung des 
EuGH in dem Verfahren C-516/21 ausgesetzt. Das Verfahren wurde wieder aufgenom-
men. 
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UStG § 4 Nr 16: 
Umsatzsteuer, Steuerbefreiung, Sozialarbeit  

Bundesfinanzhof Az: XI R 1/23  
Sind Budgetassistenzleistungen des Klägers an seine Klienten von der Umsatzsteuer be-
freit, soweit die Klienten sie aus ihrem sog. Persönlichen Budget (in den Streitjahren 2012 
bis 2015 § 17 SGB IX; jetzt § 29 SGB IX) bezahlen? 

 


